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Änderungsantrag 1
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. nimmt mit Zufriedenheit zur 
Kenntnis, dass der Zahlungsbedarf für den 
Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und für die 
Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) im 
Rahmen der globalen Mittelübertragung 
(DEC 11/24) gestiegen ist, was als Zeichen 
dafür zu werten ist, dass die 
Programmdurchführung nach einem 
bedenklich schleppenden Anlauf für den 
Zeitraum 2021-2027 nunmehr an Fahrt 
gewinnt;

2. nimmt mit Zufriedenheit zur 
Kenntnis, dass der Zahlungsbedarf für den 
Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und für die 
Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) im 
Rahmen der globalen Mittelübertragung 
(DEC 11/24) gestiegen ist, was als Zeichen 
dafür zu werten ist, dass die 
Programmdurchführung nach einem 
bedenklich schleppenden Anlauf für den 
Zeitraum 2021-2027 nunmehr an Fahrt 
gewinnt; betont, dass die Aufstockung der 
EFRE-Mittel um 2,9 Mrd. EUR, vor allem 
für die STEP-Plattform, Ausdruck einer 
unberechenbaren Haushaltsführung ist; 
bedauert, dass ein so erheblicher Betrag 
nicht von Anfang an vorgesehen war, was 
auf erhebliche Planungsmängel aufseiten 
der Kommission hinweist;

Or. en

Änderungsantrag 2
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. stellt fest, dass der erhöhte 
Zahlungsbedarf fast vollständig durch 
Einnahmen aus Geldbußen und 
Zwangsgelder gedeckt wird, insbesondere 
durch die gegen Google wegen 
Kartellrechtsverstößen verhängte 
Wettbewerbsbuße in Höhe von 
2,4 Mrd. EUR;

4. stellt fest, dass der erhöhte 
Zahlungsbedarf fast vollständig durch 
Einnahmen aus Geldbußen und 
Zwangsgeldern gedeckt wird, 
insbesondere durch die gegen Google 
wegen Kartellrechtsverstößen verhängte 
Wettbewerbsbuße in Höhe von 
2,4 Mrd. EUR; ist besorgt über die 
zunehmende Abhängigkeit von 
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Einnahmen aus Geldbußen und 
Zwangsgeldern, um den Bedarf an 
Mitteln für Zahlungen zu decken; stellt 
fest, dass dieser opportunistische Ansatz 
Zweifel an der langfristigen Tragfähigkeit 
eines Haushalts aufwirft, der von 
unvorhersehbaren Einnahmequellen wie 
den 2,4 Mrd. EUR aus Wettbewerbsbußen 
abhängig ist;

Or. en

Änderungsantrag 3
Victor Negrescu

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. stellt fest, dass der erhöhte 
Zahlungsbedarf fast vollständig durch 
Einnahmen aus Geldbußen und 
Zwangsgelder gedeckt wird, insbesondere 
durch die gegen Google wegen 
Kartellrechtsverstößen verhängte 
Wettbewerbsbuße in Höhe von 
2,4 Mrd. EUR;

4. stellt fest, dass der erhöhte 
Zahlungsbedarf fast vollständig durch 
Einnahmen aus Geldbußen und 
Zwangsgelder gedeckt wird, insbesondere 
durch die gegen Google wegen 
Kartellrechtsverstößen verhängte 
Wettbewerbsbuße in Höhe von 
2,4 Mrd. EUR; hebt die Schlüsselrolle der 
Europäischen Staatsanwaltschaft 
(EUStA) bei der Betrugsbekämpfung und 
dem Schutz der finanziellen Interessen 
der Union hervor;

Or. en

Änderungsantrag 4
Victor Negrescu

Entschließungsantrag
Ziffer 4 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

4a. bekräftigt diesbezüglich, dass 
langfristige tragfähige Einnahmen für 
den Unionshaushalt erforderlich sind, der 
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in den vergangenen Jahren stark 
beansprucht wurde, um auf verschiedene 
Krisen zu reagieren; bedauert daher, dass 
im Rat keine Fortschritte bei der Reform 
des Eigenmittelsystems entsprechend dem 
in der Interinstitutionellen Vereinbarung 
vorgesehenen Fahrplan erzielt wurden; 
bekräftigt seinen Standpunkt, den es zur 
Unterstützung der geänderten 
Kommissionsvorschläge vorgebracht hat, 
und fordert den Rat und die 
Mitgliedstaaten auf, diese Vorschläge 
rasch anzunehmen, um die für den 
Haushalt der Union verfügbaren 
Eigenmittel zu erhöhen; weist auf seinen 
seit Langem vertretenen Standpunkt hin, 
dass Geldbußen und Gebühren als 
zusätzliche Einnahmen für den 
Unionshaushalt verwendet werden 
müssen;

Or. en

Änderungsantrag 5
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. begrüßt, dass Haushaltslinien für 
Einnahmen und Ausgaben geschaffen 
wurden, die den 
Kooperationsmechanismus für Darlehen 
für die Ukraine betreffen; betont, dass eine 
nachhaltige finanzielle Unterstützung der 
Ukraine enorm wichtig ist, da die 
Finanzierung im Rahmen der Ukraine-
Fazilität und der bestehenden 
Vereinbarungen über Makrofinanzhilfen 
(MFA) hinter dem Bedarf zurückbleibt;

5. begrüßt, dass Haushaltslinien für 
Einnahmen und Ausgaben geschaffen 
wurden, die den 
Kooperationsmechanismus für Darlehen 
für die Ukraine betreffen; betont, dass eine 
nachhaltige finanzielle Unterstützung der 
Ukraine enorm wichtig ist;

Or. en

Änderungsantrag 6



PE765.317v01-00 6/13 AM\1310006DE.docx

DE

Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. begrüßt, dass Haushaltslinien für 
Einnahmen und Ausgaben geschaffen 
wurden, die den 
Kooperationsmechanismus für Darlehen 
für die Ukraine betreffen; betont, dass eine 
nachhaltige finanzielle Unterstützung der 
Ukraine enorm wichtig ist, da die 
Finanzierung im Rahmen der Ukraine-
Fazilität und der bestehenden 
Vereinbarungen über Makrofinanzhilfen 
(MFA) hinter dem Bedarf zurückbleibt;

5. begrüßt, dass Haushaltslinien für 
Einnahmen und Ausgaben geschaffen 
wurden, die den 
Kooperationsmechanismus für Darlehen 
für die Ukraine betreffen; betont, dass eine 
nachhaltige finanzielle Unterstützung der 
Ukraine enorm wichtig ist; unterstreicht, 
dass Frieden der einzige tragfähige und 
nachhaltige Weg zur Lösung des 
Konflikts ist; hebt die Bedeutung einer 
friedlichen Lösung hervor, und fordert 
alle Parteien auf, dem Dialog Vorrang 
einzuräumen, um zu einer soliden und 
dauerhaften Vereinbarung zu gelangen;

Or. en

Änderungsantrag 7
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 7

Entschließungsantrag Geänderter Text

7. nimmt die unerwartet hohe 
Anpassung der Dienstbezüge für 2024 zur 
Kenntnis, die sich sowohl auf die Dienst- 
als auch auf die Versorgungsbezüge 
auswirkt, wobei im Jahr 2024 mehr neue 
Ruhegehaltsempfänger als veranschlagt zu 
verzeichnen sind, was die Kosten für die 
Ruhegehälter weiter in die Höhe treibt; 
begrüßt, dass fast alle zusätzlichen Kosten 
in den Organen durch interne 
Mittelumschichtungen gedeckt werden und 
daher nur begrenzt auf das Instrument für 
einen einzigen Spielraum zurückgegriffen 
werden muss;

7. nimmt die unerwartet hohe 
Anpassung der Dienstbezüge für 2024 zur 
Kenntnis, die sich sowohl auf die Dienst- 
als auch auf die Versorgungsbezüge 
auswirkt, wobei im Jahr 2024 mehr neue 
Ruhegehaltsempfänger als veranschlagt zu 
verzeichnen sind, was die Kosten für die 
Ruhegehälter weiter in die Höhe treibt; 
begrüßt, dass fast alle zusätzlichen Kosten 
in den Organen durch interne 
Mittelumschichtungen gedeckt werden und 
daher nur begrenzt auf das Instrument für 
einen einzigen Spielraum zurückgegriffen 
werden muss; nimmt jedoch mit Besorgnis 
zur Kenntnis, dass infolge einer 
Anpassung der Dienstbezüge, die deutlich 
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über den Prognosen liegt, eine 
Aufstockung um 68,5 Mio. EUR zur 
Deckung der Ausgaben für Dienstbezüge 
und Ruhegehälter vorgenommen wurde;

Or. en

Änderungsantrag 8
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. betont, dass sich die Anpassung der 
Dienstbezüge auch auf die dezentralen 
Agenturen auswirkt, da sie mit einer 
Inflation zu kämpfen haben, die über den 
Deflator von 2 % hinausgeht, um den sich 
ihr jeweiliger Haushalt jährlich erhöht, 
wobei die Wirkung vor allem darauf 
zurückzuführen ist, dass ihre Personal- und 
Betriebskosten einen Großteil ihrer 
Ausgaben ausmachen; begrüßt, dass für 
die Agenturen, die die Mittel nicht durch 
Umschichtungen bereitstellen können, 
der Beitrag der Union um 1,7 % erhöht 
wird; bekräftigt, dass im Rahmen der 
Vorbereitungen der Kommission für den 
MFR nach 2027 der derzeitige Umgang 
mit den Etats der dezentralen Agenturen 
überdacht werden muss, da diese Etats 
derzeit nicht unter die 
Verwaltungsausgaben in der Rubrik 7 des 
MFR fallen;

8. betont, dass sich die Anpassung der 
Dienstbezüge auch auf die dezentralen 
Agenturen auswirkt, da sie mit einer 
Inflation zu kämpfen haben, die über den 
Deflator von 2 % hinausgeht, um den sich 
ihr jeweiliger Haushalt jährlich erhöht, 
wobei die Wirkung vor allem darauf 
zurückzuführen ist, dass ihre Personal- und 
Betriebskosten einen Großteil ihrer 
Ausgaben ausmachen; bekräftigt, dass im 
Rahmen der Vorbereitungen der 
Kommission für den MFR nach 2027 der 
derzeitige Umgang mit den Etats der 
dezentralen Agenturen überdacht werden 
muss, da diese Etats derzeit nicht unter die 
Verwaltungsausgaben in der Rubrik 7 des 
MFR fallen; bekräftigt, dass die 
dezentralen Agenturen der Optimierung 
ihrer Ausgaben Vorrang einräumen 
sollten, anstatt sich auf 
Haushaltsanpassungen für 
Personalausgaben zu verlassen; betont, 
dass jede Erhöhung des Beitrags der 
Union eine außergewöhnliche Maßnahme 
und keine systematische Lösung sein 
sollte;

Or. en

Änderungsantrag 9
Victor Negrescu
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Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. betont, dass sich die Anpassung der 
Dienstbezüge auch auf die dezentralen 
Agenturen auswirkt, da sie mit einer 
Inflation zu kämpfen haben, die über den 
Deflator von 2 % hinausgeht, um den sich 
ihr jeweiliger Haushalt jährlich erhöht, 
wobei die Wirkung vor allem darauf 
zurückzuführen ist, dass ihre Personal- und 
Betriebskosten einen Großteil ihrer 
Ausgaben ausmachen; begrüßt, dass für die 
Agenturen, die die Mittel nicht durch 
Umschichtungen bereitstellen können, der 
Beitrag der Union um 1,7 % erhöht wird; 
bekräftigt, dass im Rahmen der 
Vorbereitungen der Kommission für den 
MFR nach 2027 der derzeitige Umgang 
mit den Etats der dezentralen Agenturen 
überdacht werden muss, da diese Etats 
derzeit nicht unter die 
Verwaltungsausgaben in der Rubrik 7 des 
MFR fallen;

8. betont, dass sich die Anpassung der 
Dienstbezüge auch auf die dezentralen 
Agenturen auswirkt, da sie mit einer 
Inflation zu kämpfen haben, die über den 
Deflator von 2 % hinausgeht, um den sich 
ihr jeweiliger Haushalt jährlich erhöht, 
wobei die Wirkung vor allem darauf 
zurückzuführen ist, dass ihre Personal- und 
Betriebskosten einen Großteil ihrer 
Ausgaben ausmachen; begrüßt, dass für die 
Agenturen, die die Mittel nicht durch 
Umschichtungen bereitstellen können, der 
Beitrag der Union um 1,7 % erhöht wird; 
bekräftigt, dass der derzeitige Umgang mit 
den Etats der dezentralen Agenturen 
überdacht werden muss;

Or. en

Änderungsantrag 10
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. stellt fest, dass die Mittel für die 
Agentur der Europäischen Union für das 
Betriebsmanagement von IT-
Großsystemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA) 
erhöht wurden, um die steigenden Kosten 
und den entsprechenden Rückgang bei den 
Mitteln für die Asylagentur der 
Europäischen Union (EUAA) zu decken; 
weist darauf hin, dass die EUAA im 

9. stellt fest, dass die Mittel für die 
Agentur der Europäischen Union für das 
Betriebsmanagement von IT-
Großsystemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA) 
erhöht wurden, um die steigenden Kosten 
und den entsprechenden Rückgang bei den 
Mitteln für die Asylagentur der 
Europäischen Union (EUAA) zu decken; 
weist darauf hin, dass die Kommission eine 
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Rahmen der Halbzeitüberprüfung des 
MFR gestärkt wurde, damit sie neue 
Aufgaben entsprechend dem Migrations- 
und Asylpaket wahrnehmen kann; fordert 
die Kommission auf, eng mit der Agentur 
zusammenzuarbeiten, um sicherzustellen, 
dass sie in der Lage ist, diese neuen 
Aufgaben zu erfüllen und die zusätzlichen 
Mittel ab 2025 zu absorbieren;

Aufstockung des Personals von Frontex 
auf 30 000 Bedienstete gefordert hat und 
dass es daher von wesentlicher Bedeutung 
ist, die erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um dieses Ziel zu erreichen; 
fordert, dass der Berichtigungskoeffizient 
für Warschau und Polen versuchsweise 
und für einen Zeitraum von drei Jahren 
auf 100 festgesetzt wird, um ihn an den 
von Brüssel anzugleichen; fordert die 
Kommission auf, sich nicht mehr auf die 
Quote unbesetzter Stellen von Frontex zu 
stützen, um die fehlende Aufstockung zu 
rechtfertigen, da dieses Kriterium 
angesichts der besonderen Art der 
Tätigkeiten der Agentur ungeeignet ist, 
insbesondere im Hinblick auf die 
Methode zur Einstellung von 
Einsatzkräften in der ständigen 
europäischen Reserve (Kategorie 1 des 
EU-Statutspersonals); fordert eine 
Aufstockung des Personals von Frontex 
in gleicher Höhe wie bei anderen 
dezentralen Agenturen;

Or. en

Änderungsantrag 11
Fabienne Keller, Moritz Körner, Joachim Streit, Lucia Yar

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. stellt fest, dass die Mittel für die 
Agentur der Europäischen Union für das 
Betriebsmanagement von IT-
Großsystemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA) 
erhöht wurden, um die steigenden Kosten 
und den entsprechenden Rückgang bei den 
Mitteln für die Asylagentur der 
Europäischen Union (EUAA) zu decken; 
weist darauf hin, dass die EUAA im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung des MFR 
gestärkt wurde, damit sie neue Aufgaben 
entsprechend dem Migrations- und 

9. stellt fest, dass die Mittel für die 
Agentur der Europäischen Union für das 
Betriebsmanagement von IT-
Großsystemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA) 
erhöht wurden, um die steigenden Kosten 
zu decken, und ist besorgt über den 
entsprechenden Rückgang bei den Mitteln 
für die Asylagentur der Europäischen 
Union (EUAA); weist darauf hin, dass die 
EUAA im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung des MFR gestärkt 
wurde, damit sie neue Aufgaben im 
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Asylpaket wahrnehmen kann; fordert die 
Kommission auf, eng mit der Agentur 
zusammenzuarbeiten, um sicherzustellen, 
dass sie in der Lage ist, diese neuen 
Aufgaben zu erfüllen und die zusätzlichen 
Mittel ab 2025 zu absorbieren;

Zusammenhang mit der Umsetzung des 
neuen Migrations- und Asylpakets 
wahrnehmen kann; fordert die Kommission 
auf, eng mit beiden Agenturen 
zusammenzuarbeiten, um sicherzustellen, 
dass sie in der Lage sind, diese neuen 
Aufgaben zu erfüllen und die zusätzlichen 
Mittel ab 2025 zu absorbieren;

Or. en

Änderungsantrag 12
Victor Negrescu

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. stellt fest, dass die Mittel für die 
Agentur der Europäischen Union für das 
Betriebsmanagement von IT-
Großsystemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA) 
erhöht wurden, um die steigenden Kosten 
und den entsprechenden Rückgang bei den 
Mitteln für die Asylagentur der 
Europäischen Union (EUAA) zu decken; 
weist darauf hin, dass die EUAA im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung des MFR 
gestärkt wurde, damit sie neue Aufgaben 
entsprechend dem Migrations- und 
Asylpaket wahrnehmen kann; fordert die 
Kommission auf, eng mit der Agentur 
zusammenzuarbeiten, um sicherzustellen, 
dass sie in der Lage ist, diese neuen 
Aufgaben zu erfüllen und die zusätzlichen 
Mittel ab 2025 zu absorbieren;

9. stellt fest, dass die Mittel für die 
Agentur der Europäischen Union für das 
Betriebsmanagement von IT-
Großsystemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA) 
erhöht wurden, um die steigenden Kosten 
und den entsprechenden Rückgang bei den 
Mitteln für die Asylagentur der 
Europäischen Union (EUAA) zu decken; 
begrüßt, dass die EUAA im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung des MFR gestärkt 
wurde, damit sie neue Aufgaben 
entsprechend dem Migrations- und 
Asylpaket wahrnehmen kann; fordert die 
Kommission auf, eng mit der Agentur 
zusammenzuarbeiten, um die Umsetzung 
des Pakets sicherzustellen und die 
zusätzlichen Mittel ab 2025 zu absorbieren;

Or. en

Änderungsantrag 13
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 10
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Entschließungsantrag Geänderter Text

10. begrüßt, dass in Folge des 
Cyberangriffs auf die Agentur im Juni 
2024 zusätzliche Mittel für die Agentur der 
Europäischen Union für die Aus- und 
Fortbildung auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung (EPA) für das Jahr 
bereitgestellt werden; fordert, dass Lehren 
gezogen werden und dass das IT-
Notfallteam für die Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
EU (CERT-EU) angesichts der großen 
Cybersicherheitsbedrohung weitere 
technische Unterstützung für andere 
Agenturen leistet;

10. begrüßt, dass in Folge des 
Cyberangriffs auf die Agentur im Juni 
2024 zusätzliche Mittel für die Agentur der 
Europäischen Union für die Aus- und 
Fortbildung auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung (EPA) für das Jahr 
bereitgestellt werden; bedauert jedoch, 
dass die Aufstockung der Mittel für 
Cybersicherheit bei der EPA das Ergebnis 
eines reaktiven Managementansatzes 
gegenüber Cyberangriffen ist, und hebt 
hervor, dass angesichts der großen 
Cybersicherheitsbedrohung dringend eine 
Präventionsstrategie erforderlich ist, um 
die Sicherheit der Infrastrukturen aller 
Agenturen sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 14
Fabienne Keller, Moritz Körner, Joachim Streit, Lucia Yar

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. begrüßt, dass in Folge des 
Cyberangriffs auf die Agentur im Juni 
2024 zusätzliche Mittel für die Agentur der 
Europäischen Union für die Aus- und 
Fortbildung auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung (EPA) für das Jahr 
bereitgestellt werden; fordert, dass Lehren 
gezogen werden und dass das IT-
Notfallteam für die Organe, Einrichtungen 
und sonstigen Stellen der EU (CERT-EU) 
angesichts der großen 
Cybersicherheitsbedrohung weitere 
technische Unterstützung für andere 
Agenturen leistet;

10. begrüßt, dass in Folge des 
Cyberangriffs auf die Agentur im Juni 
2024 zusätzliche Mittel für die Agentur der 
Europäischen Union für die Aus- und 
Fortbildung auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung (EPA) für das Jahr 
bereitgestellt werden; fordert, dass Lehren 
gezogen werden und dass das IT-
Notfallteam für die Organe, Einrichtungen 
und sonstigen Stellen der EU (CERT-EU) 
angesichts der großen 
Cybersicherheitsbedrohung weitere 
technische Unterstützung für andere 
Agenturen leistet, um sicherzustellen, dass 
ein weiterer Angriff keine Agenturen oder 
Organe der Union gefährdet;;

Or. en
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Änderungsantrag 15
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt, dass es mit der jetzt in 
Kraft getretenen Neufassung der 
Haushaltsordnung möglich ist, 
Negativeinnahmen in den Haushaltsplan 
für die Zahlung von Ausgleichszinsen in 
verlorenen Gerichtsverfahren 
aufzunehmen; stellt fest, dass die 
Kommission derzeit den genauen Betrag 
dieser Zinsen ermittelt, und fordert die 
Kommission auf, der Haushaltsbehörde 
2025 diese Informationen so bald wie 
möglich vorzulegen;

12. begrüßt, dass es mit der jetzt in 
Kraft getretenen Neufassung der 
Haushaltsordnung möglich ist, 
Negativeinnahmen in den Haushaltsplan 
für die Zahlung von Ausgleichszinsen in 
verlorenen Gerichtsverfahren 
aufzunehmen; stellt fest, dass die 
Kommission derzeit den genauen Betrag 
dieser Zinsen ermittelt, und fordert die 
Kommission auf, der Haushaltsbehörde 
2025 diese Informationen so bald wie 
möglich vorzulegen; fordert die Union 
nachdrücklich auf, eine strengere Politik 
der finanziellen Verantwortung zu 
verfolgen, um Verluste aufgrund von 
Ausgleichszinsen im Falle von 
Rechtsstreitigkeiten zu verringern, da 
solche Ausgaben durch eine bessere 
Verwaltung der Verfahren und eine 
strenge Aufsicht vermieden werden 
könnten;

Or. en

Änderungsantrag 16
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. bedauert, dass das mit Artikel 12 
der Verordnung (EU, Euratom) 
2020/2093 geschaffene 
Flexibilitätsinstrument immer häufiger 
genutzt wird;
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Or. en


